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Entscheidung zu Kommunalfinanzen im Landtag:

Folgen der Kürzungen für ganz Sachsen-Anhalt höchst negativ

Städte- und Gemeindebund warnt davor, Einschnitte umzusetzen

Magdeburg.- Vor der entscheidenden Sitzung zum Landeshaushalt mit den geplanten Einschnitten in die Kommunalfinanzen hat der Städte- und Gemeindebund Sachsen-Anhalt noch einmal nachdrücklich vor den negativen Folgen der Kürzungen für das ganze Land gewarnt. SGSA-Präsident, Bürgermeister Peter Pfützner (Lutherstadt Eisleben) betonte noch einmal: „Die Kommunen sind am Ende ihrer Möglichkeiten angelangt. Wenn das Land jetzt derart in die Grundfinanzierung der Städte und Gemeinden eingreift, wird sich das unmittelbar auf den Arbeitsmarkt und die Wirtschaft des Landes auswirken.“ Die Kommunen seien das Fundament eines Landes. „Wer das Fundament aushöhlt, gefährdet das ganze Land,“ betonte Pfützner. 

Rund 400 Millionen DM Zuweisungen sollen nach den Plänen des Finanzministers den Kommunen gestrichen werden. Das dagegen neu aufgelegte Kreditprogramm nannte Pfützner eine „Mogelpackung“, denn faktisch versuche das Land jährliche Kürzungen von 400 Millionen DM gegen 10 Millionen DM Zinszuschusszahlungen aufzuwiegen. Mehr bare Mittel steckten nämlich im Jahr 2002 nicht hinter den 100 Millionen € Kreditprogramm. „Eine fatale Entwicklung,“ betonte auch SGSA-Landesgeschäftsführer Dr. Bernd Kregel. „Der Finanzminister bietet uns einen Wechsel auf eine Zukunft, dessen finanzielle Perspektiven alles andere als rosig sind.

Dr. Kregel wandte sich auch noch einmal scharf gegen die Behauptung, Sachsen-Anhalts Kommunen seien in den letzten Jahren finanziell besser gestellt gewesen, als Kommunen anderer ostdeutscher Bundesländer. „Bemerkenswert ist doch, dass jede Landesregierung gegenüber ihren eigenen Kommunen das selbe behauptet,“ betonte Kregel. „Ein Vergleich der Finanzausgleichsleistungen ist schon deshalb nicht möglich, weil es neben einem höchst unterschiedlichen Aufgabenumfang auch ganz unterschiedliche Direktzuweisungen für die Kommunen auf der Fachebene gibt. Bevor man hier Äpfel mit Birnen vergleicht, sollte man sich endlich einmal an einen Tisch setzen, um die Finanzgrundlagen gemeinsam auszuloten,“ betonte Dr. Kregel.

Kregels und Pfützners Appell an die Landtagsabgeordneten: Erst solide prüfen, dann über den Zuweisungsumfang entscheiden! Enttäuscht zeigten sich die Vertreter des Städte- und Gemeindebundes vor allem darüber, dass der Landtag nicht einmal die Zeit gefunden hat, sich im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens die Argumente der Kommunalen Spitzenverbände anzuhören. „Hier wird wohl vor einem schwierigen Thema Vogel-Strauß-Politik gemacht. Das kann für unser Land keine Lösung der Probleme sein,“ betonten Pfützner und Kregel übereinstimmend.
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